
beitskollektive, insbesondere die Meister. Von ihnen wird 
erwartet, daß sie bestimmte Rechtsfragen der täglichen 
Arbeit, z. B. Probleme der Arbeitsdisziplin, der Norm­
arbeit oder der Einhaltung der Erfordernisse des Arbeits-, 
Gesundheits- und Brandschutzes, unmittelbar im Arbeits­
kollektiv besprechen. Ihre eigene Einstellung zum sozia­
listischen Recht strahlt auf die Werktätigen des ganzen 
Kollektivs aus. Achtet der Leiter das Recht, so trägt das 
spürbar dazu bei, in seinem Bereich eine Atmosphäre von 
Ordnung und Disziplin, Gesetzlichkeit und Sicherheit zu 
schaffen. So werden die Leiter, insbesondere die Meister, 
zu einem entscheidenden Kettenglied im Prozeß der 
Rechtserziehung.
Aus der Erkenntnis der besonderen Verantwortung der 
Leiter der Arbeitskollektive, insbesondere der Meister, 
wurden in den fünf Karl-Marx-Städter Betrieben notwen­
dige Schlußfolgerungen dafür gezogen, diese Leiter bei der 
Erfüllung ihrer Aufgaben umfassend zu unterstützen, um 
sie auch real in die Lage zu versetzen, ihrer Verantwor­
tung gerecht werden zu können. So wurde geprüft, über 
welche Rechtskenntnisse ein Leiter verfügen muß und wie 
er sich diese Kenntnisse aneignen kann. Jetzt werden in 
diesen Betrieben beispielsweise monatlich am „Tag der 
Meister“ stets planmäßig auch Rechtsfragen behandelt. 
Außerdem hat man den Meistern zu verschiedenen Rechts­
fragen spezielle Informationsmaterialien zur Verfügung ge­
stellt.
Komplexe Leitung und Planung der Rechtserziehung 
und Rechtspropaganda im Betrieb
Um eine höhere Qualität und die notwendige Massenwirk­
samkeit der Rechtserziehung und Rechtspropaganda im 
ganzen Betrieb zu erreichen, bedarf es ihrer zielgerichte­
ten Leitung und Planung, Organisation und Koordinierung 
durch die Direktoren der Betriebe und die Leiter in allen 
Verantwortungsbereichen. Die Rechtserziehung und 
Rechtspropaganda muß in allen Bereichen fest in die kom­
plexe Leitung und Planung einbezogen, die Verantwortung 
der Leiter für die Rechtserziehung voll durchgesetzt wer­
den.
Der Leiter ist für die Rechtserziehung in seinem Verant­
wortungsbereich persönlich verantwortlich; er sichert, daß, 
ausgehend von einer Einschätzung des Standes des Rechts­
bewußtseins der Werktätigen, die notwendigen Maßnah­
men zur Rechtserziehung bestimmt sowie planmäßig ge­
leitet und durchgeführt werden. Demgemäß wurde von 
den Karl-Marx-Städter Betrieben die erste Etappe ihrer 
Arbeit mit einer „Einschätzung des Entwicklungsstandes 
der Rechtspropaganda“ abgeschlossen. Sie war das Er­
gebnis einer umfassenden kollektiven Arbeit von Mit­
arbeitern der Betriebe, besonders der Justitiare. In der 
Einschätzung wurden die damaligen Erfahrungen und 
Probleme zusammengetragen; ferner enthielt sie eine 
Reihe kritischer Feststellungen. Die relativ umfangreiche 
und arbeitsaufwendige Bestandsaufnahme hat sich für die 
weitere Arbeit als ein wichtiger und notwendiger Aus­
gangspunkt für die zuverlässige Bestimmung der künfti­
gen Aufgaben und für die Erarbeitung von Maßnahme­
plänen dieser Betriebe zur Rechtserziehung und Rechts­
propaganda bewährt.
In der täglichen Leitungspraxis vieler Leiter widerspiegelt 
sich bereits die Erkenntnis, daß sie für die Rechtserzie­
hung persönlich verantwortlich sind und diese planmäßig 
zu leiten haben. Zum einen behandeln und klären die 
Leiter bei der Bearbeitung und Beratung der verschie­
densten Aufgaben gleichzeitig die dazugehörigen Rechts­
probleme. Geht es z. B. um die Neuerertätigkeit, werden' 
selbstverständlich die Rechtsvorschriften des Neuererrechts 
zur Beantwortung der Fragen mit herangezogen. Zum an­
deren setzen die Leiter für ihren Verantwortungsbereich 
wesentliche Rechtsfragen, z. B. neue Rechtsvorschriften, 
auch selbständig auf die Tagesordnung von Dienst- oder 
Arbeitsberatungen. Spezielle rechtspropagandistische Ver­
anstaltungen wie Vorträge, Schulungen und Aussprachen 
planen sie langfristig; gleichzeitig sichern sie in ihrem

Verantwortungsbereich die Koordinierung solcher Maß­
nahmen mit den verschiedenen Trägem der Rechtspropa­
ganda.
Als Höhepunkte der Leitung und Organisation der Rechts­
arbeit und der Rechtserziehung und zur einheitlichen 
schwerpunktmäßigen Orientierung haben sich — wie in 
vielen Betrieben und Einrichtungen sowie in Bezirken und 
Kreisen — auch in den Karl-Marx-Städter Betrieben 
Rechtskonferenzen bzw. Konferenzen für Ordnung und 
Sicherheit bewährt. Unter Führung der Parteiorganisa­
tionen der SED beraten auf diesen Konferenzen die Leiter 
der Betriebe gemeinsam mit Vertretern gesellschaftlicher 
Organisationen, insbesondere der Gewerkschaften und der 
FDJ, sowie von Arbeitskollektiven unter aktiver Mitwir­
kung der Justizorgane, von Schöffen und Mitgliedern der 
Konfliktkommissionen sowie von anderen gesellschaftlichen 
Kräften darüber, welche Aufgaben für die Rechtsarbeit, 
für den Kampf um Ordnung, Disziplin und Sicherheit 
sowie für die Erziehung zum sozialistischen Rechtsbewußt­
sein bestehen. Gleichzeitig wird über die bisherigen Ar­
beitsergebnisse Rechenschaft abgelegt. Die Beschlüsse der 
Bezirks- und Kreisleitungen der SED sowie der zuständi­
gen örtlichen Staatsorgane, der Leitungen der Gewerk­
schaften und der FDJ und die zu ihrer Durchführung auf 
solchen Konferenzen beratenen Maßnahmen schaffen wich­
tige Voraussetzungen dafür, daß die Rechtserziehung als 
fester Bestandteil der politisch-ideologischen Arbeit Gegen­
stand der Leitungstätigkeit in allen Bereichen wird und 
umfassende Massenwirksamkeit erreicht.

Zur Verantwortung der Justitiare 
für die Rechtserläuterung

Für die Einbeziehung der Rechtserziehung und Rechts­
propaganda in die komplexe Leitung und Planung in al­
len Bereichen und für die Koordinierung der Arbeit tragen 
im Auftrag der Leiter die Justitiare eine große Verant­
wortung. Die Aufgaben dazu sind in der JustitiarVO vom 
25. März 1976 (GBl. I S. 204) festgelegt./18/
Wie in vielen Betrieben ist in den fünf Karl-Marx-Städter 
Betrieben die aktive Tätigkeit der Justitiare eine entschei­
dende Bedingung für die Erfolge bei der Rechtserziehung. 
Das Wirken des Justitiars auf diesem Gebiet hat zwei 
Seiten:
1. die im Auftrag des Direktors des Betriebes wahrzuneh­
mende Mitverantwortung für die Leitung und Planung, 
Organisierung und Koordinierung der Rechtspropaganda 
im Betrieb,
2. die rechtserzieherische Wirksamkeit seiner eigenen Ar­
beit und seine eigene rechtspropagandistische Tätigkeit. 
Ausgezeichnete Beispiele gibt es für beide Aufgabenstel­
lungen. Die besondere Gewichtung der Aufgaben des Ju­
stitiars bei der Leitung und Planung, Organisation und 
Koordinierung der Rechtspropaganda erwies sich als not­
wendig, um die angestrebten qualitativen Fortschritte im 
Gesamtmaßstab jedes Betriebes zu erreichen.
Die Justitiare haben sich zu verantwortlichen Leitungs­
funktionären im Betrieb entwickelt, die im Auftrag des 
Direktors wichtige Maßnahmen zur Planung und inhalt­
lichen Koordinierung der Rechtspropaganda im Betrieb im 
Zusammenwirken mit der Gewerkschaft, der FDJ und an­
deren gesellschaftlichen Organisationen, wie der Kammer 
der Technik und der URANIA, gewährleisten. Durch 
einen engen Kontakt mit den Vertretern der Justizorgane 
und anderen Juristen sichern sie, daß, ausgehend von den 
Schwerpunkten zur Erläuterung des sozialistischen 
Rechts/19/, die Aktivitäten im Betrieb einheitlich auf we-

/I8/ Vgl. dazu S. Lassak, „Weiterentwicklung der Tätigkeit der 
Justitiare“, NJ 1976 S. 318 fl.
/1SI Gemäß den vom Politbürobeschluß vom 7. Mai 1974 festgelegten 
Schwerpunkten der Rechtserläuterung wurden Materialien zu den 
Rechten und pflichten der Werktätigen in Versorgungsbeziehungen 
(NJ 1974 Heft 24), zum Schutz des sozialistischen Eigentums (NJ 1975 
Heft 19), zur Durchsetzung des sozialistischen Arbeitsrechts ein- « 
schließlich des Neuererrechts (NJ 1975 Heft 14) sowie zur Förderung 
und zum Schutz der Jugend (NJ 1975 Heft 17) veröffentlicht.
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